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Antwort 

der Bundesregierung 

i 

auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Narjes, Dr. Müiler-Hermann, Russe, 
Dr. Luda, Dr. Unland, Dr. Warnke und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3404 - 

betr. muitiiateraie Handeisverhandiungen 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 7. April 1975 namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Hält die Bundesregierung die von den Europäisdien Gemein- 
schaften erklärte Bereitschaft zur einer durchsdinittlidien Zoll- 
senkung von 25 bis 50 v. H. auf dem gewerblidien Sektor, ver- 
glichen mit der Vollmacht der amerikanischen Regierung zu 
einer Senkung der Zölle über 5 v. H. bis zu 60 v. H. für ange- 
messen, um zu einem substantiellen Verhandlungsergebnis zu 
kommen? 

Die Europäischen Gemeinschaften haben in ihrem Globalkon- 
zept für die multilateralen Handelsverhandlungen vom 26. Juni 
1973 die wesentliche Senkung und Harmonisierung der Zoll- 
tarife als Ziel der Zollverhandlungen bezeichnet. Diese Ziel- 
setzung bezweckt eine stärkere Senkung der hohen Zollsätze, 
so daß die bestehenden Unterschiede in der Zolltarifstruktur 
der Haupthandelsländer eingeebnet werden und Zölle über 
20 V. H. künftig wegfallen. Andere Staaten, z. B. die USA, befür- 
worten unterschiedliche Zollsenkungsmethoden, die an der 
Interessenlage der betreffenden Handelspartner orientiert sind. 
Da die Erörterungen über den Zollsenkungsplan der neuen 
GATT-Runde gerade erst in Genf begonnen haben, können 
noch keine konkreteren Aussagen gemacht werden. Die Bun- 
desregierung ist davon überzeugt, daß die Stellungnahme der 
Europäischen Gemeinschaften eine gute Grundlage für substan- 
tielle Fortschritte beim weiteren Abbau der Zölle bietet. 


2. Hält die Bundesregierung die geplanten Rohstoffabkommen für 
Milchprodukte, Zucker, Reis und Getreide für geeignete Instru- 
mente zum Ausgleich des Ungleichgewichts zwischen Angebot 
und Nachfrage auf diesen Sektoren? 

Die Direktiven der Europäischen Gemeinschaften für die An- 
fangsphase der effektiven Verhandlungen enthalten im Bereich 
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Milchprodukte, Zucker, Reis und Getreide Konzeptionen über 
internationale Warenabkommen, die ausdrücklich auf eine 
Weltmarktpreisstabilisierung mit dem Ziel einer kontinuier- 
lichen Versorgung der Einfuhrländer und einer Erhaltung der 
Absatzmärkte der Exportländer ausgerichtet sind. Die Bundes- 
regierung hält daher die geplanten Abkommen grundsätzlich 
für geeignet, zum Ausgleich eines Ungleichgewichts zwischen 
Angebot und Nachfrage beizutragen. Dabei wird es jedoch ent- 
scheidend auf die Ausgestaltung dieser Abkommen ankommen. 


3. Glaubt die Bundesregierung, daß mit den Richtlinien an die 
Kommission zu den nidit-tarifären Handelshemmnissen eine 
aktive Teilnahme der Gemeinschaft an den Verhandlungen über 
die Beseitigung dieser Handelshemmnisse möglich ist? 

Das Globalkonzept der Europäischen Gemeinschaften für die 
multilateralen Handelsverhandlungen befürwortet den vorran- 
gigen Abbau der nichttarifären Handelshemmnisse, die den 
Welthandel am meisten stören. Die Europäischen Gemeinschaf- 
ten haben deshalb vorgeschlagen, daß jedes Teilnehmerland 
Prioritätenlisten von Verhandlungsforderungen und -angeboten 
vorlegt. Auf der Grundlage des Vorschlags der Gemeinschaft 
hat der Handelsverhandlungsausschuß Anfang März 1975 be- 
schlossen, mit den Verhandlungen über Subventionen und Aus- 
gleichszölle, mengenmäßige Beschränkungen, Normen, sowie 
über den Zollwert und andere Zollverfahrensfragen zu begin- 
nen. Die Direktiven gestatten den Europäischen Gemeinschaften 
in diesem neuartigen Bereich der GATT- Verhandlungen eine 
aktive und konstruktive Rolle zu spielen. 


4. Wird die Gemeinschaft aufgrund ihres erheblichen wirtschaft- 
lichen Interesses an einer freien Rohstoff aus fuhr eine besondere 
Aktivität zur Beseitigung der Ausfuhrbeschränkungen entwik- 
keln? Welche Vorstellungen bestehen hierzu? 

Die Bundesregierung hat sich in der Gemeinschaft nachdrücklich 
dafür eingesetzt, daß das Problem der Ausfuhrbeschränkungen 
im Hinblick auf die weltwirtschaftlichen Veränderungen seit 
der Verabschiedung der Deklaration von Tokio ebenfalls 
Gegenstand der Verhandlungen sein soll. Die Europäischen 
Gemeinschaften haben deshalb bei der Eröffnung der effek- 
tiven Verhandlungen darauf hingewiesen, daß die Sicherung 
des Angebots von Rohstoffen mindestens ebenso wichtig ist 
wie die Gewährleistung des Zugangs zu den Einfuhrmärkten. 
Die Europäischen Gemeinschaften befürworten hierzu ein 
schrittweises pragmatisches Vorgehen. Als Ausgangspunkt 
sollten die Regeln für Einfuhrbeschränkungen gelten. Um plötz- 
liche und willkürliche Unterbrechungen der Handelsströme zu 
verhindern, schlagen die Europäischen Gemeinschaften ferner 
vor, die Möglichkeiten von Wohlverhaltensregeln und Konsul- 
tationsverpflichtungen in diesem Bereich zu erkunden. \ 
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5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Vorstellungen 
der Europäischen Gemeinschaften zur Behandlung der Entwick- 
lungsländer ausreichend sind, um den in der Deklaration von 
Tokio anerkannten Forderungen der Entwicklungsländer nach 
einer besonderen Berücksichtigung ihrer Interessen in den multi- 
lateralen Handelsverhandlungen Rechnung zu tragen? 

Die Europäischen Gemeinschaften bekräftigen in ihrem Global- 
konzept den Willen aller Industrieländer, in den Verhand- 
lungen zur Ausweitung des Handels der Entwicklungsländer 
und zur Steigerung ihrer Ausfuhrerlöse beizutragen. Die Euro- 
päischen Gemeinschaften haben darüber hinaus die Entschlos- 
senheit bekundet, Lösungen zu suchen, die für die Volkswirt- 
schaften und den Handel der Entwicklungsländer zu konkreten 
Verbesserungen führen. Die Gemeinschaft beabsichtigt, die 
Situation der Entwicklungsländer bei den Verhandlungen über 
Zölle, nicht-tarifäre Handelshemmnisse, Landwirtschaft und 
über alle sonstigen Bereiche zu berücksichtigen. Insbesondere 
plant die Gemeinschaft, das System allgemeiner Zollpräferen- 
zen weiter zu verbessern. Damit wird sie den entsprechenden 
Grundsätzen der Deklaration von Tokio voll Rechnung tragen. 


6. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, in den bevor- 
stehenden multilateralen Verhandlungen ein allgemeines Ver- 
bot aller grenzüberschreitenden Boykottmaßnahmen aus Grün- 
den der Rasse, des Glaubens und der politischen Überzeugung 
oder vergleichbarer Diskriminierungen aller Art zu vereinbaren? 

Die Regeln des GATT verbieten im Außenhandel grundsätzlich 
jede Form der Diskriminierung. Das GATT gestattet allerdings 
den Vertragsparteien, in Kriegszeiten oder bei sonstigen ern- 
sten Krisen in den internationalen Beziehungen Maßnahmen 
zu treffen, die nach Auffassung des betreffenden Staates zum 
Schutz seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen notwendig 
sind. Diese Ausnahmeregelung beruht auf der Erwägung, daß 
das GATT überfordert wäre, wenn es über elementare poli- 
tische, nicht rein wirtschaftlich bedingte Interessengegensätze 
entscheiden müßte. Die Bundesregierung hält es deshalb nicht 
für angebracht, über die bestehenden GATT-Regelungen hinaus 
auf ein generelles Verbot von Boykottmaßnahmen hinzuwir- 
ken, zumal weder die Deklaration von Tokio noch das Global- 
konzept der Europäischen Gemeinschaften Ansatzpunkte für 
eine solche Initiative enthalten. 
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